
Fiir das Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung!

1. Gesetz« BGB §§ 242, 260? UWG § 1$ WZG § 24.
« •

Rechtssatz: Kann der Schuldner einer der Vorbereitung
von Schadensersatzansprüchen dienenden Aus­
kunftspflicht mit Rücksicht auf die Wettbe­
werbslage nach Treu und Glauben verlangen, 
daß er die für die Berechnung der Schadens­
höhe und Nachprüfbarkeit seiner Auskunfter­
teilung (Rechnungslegung) maßgebenden Umstän­
de statt dem Verletzten einer VertraucnBper- 
son machen darf (BGH GRUR 1957, 536), so ist 
ihm in der Urteilsformel die Möglichkeit, 
seine Auskunftspflicht in dieser Form zu er­
füllen, wahlweise auch dann vorzubehalten, 
wenn kein dahingehender besonderer Antrag ge­
stellt worden, ist.

* ,
2. Gesetz: BGB § 242? UWG § 1.

Rechtssatz: Verpflichtet sich ein Spitzenfabrikant, Spitzen­
must er, die ihm zur Burchführung eines lohn- 
stickereivertrages überlassen worden sind, nichl 
für eigene Zwecke zu verwerten, so verstößt er 
gegen diese Verpflichtung durch Herstellung und 
Vertrieb nicht nur von formgctrcucn Nachbildun­
gen, sondern auch von solchen Spitzen, die zwar 
Abweichungen von den Mustern des Auftraggebers 
aufweisen, gleichwohl abor deren charakteristi­
sche Formgebung in einer Weise übernehmen, daß 
sie nach der Verkchrsauffassung mit den Mustern 
des Auftraggebers verwechslungsfühig sind oder 
doch eine so starke Verwandtschaft mit diesen 
Mustern erkennen lassen, daß sic von den in Be­
tracht kommenden Abnehmerkreisen als den Auf- 
tragsmustem gleichartig gewertet werden«
Stichwort:«Stickmuster"

Aktenzeichen: I ZR 144/56
Urteil des BGH vom 22. November 1957 OLG Stuttgart



T^ZR 144/56
Verkündet 

am 22, November 1957 
Grunau, «fustizobersekretär 
als Urkundebeamter der Geschäfts- 

stelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Ernst Inhaber Spitzen- und
StickoreifabrikTRÄBpB^, SjflHHPtraße^P,

Beklagteny ReviBionsklägers und 
Ans chlußrevis ionsbeklagten,

Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt Prof. Br
gegen

den Spitzenfabrikanten Willy ZflBHfe, (Schweiz^V^jj^straße Q w »
Kläger, RevisionBbeklagten und 
Anschlußrevisionsklägery

- Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt Br.

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 22. November 1957 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Prof. Br. h.c. Wilde, Br. Krüger-Nisland, 
Br. Naetelski, Br. Christoph und Br. Spreng

für Recht erkannt;

Bie Revision des Beklagten und die An­
schlußrevision des Klägers gegen das den 
Parteien an Verkündungsstatt am 17. und 20. 
Juli 1956 mitgeteilte Urteil des 6. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Stuttgart 
werden zurückgewiesen, jedooh wird der Ur­
teils tenor, wie folgt, neu gefaßt;



I. Der Beklagte hat es bei Vermeidung von Seid- oder *
Haftstrafen für jeden Ball der Zuwiderhandlung au «  ̂
unterlassen, die Spitzenmuster des Klägers Nr,
31 332, Nr, 32 559 und Nr. 32 934 unverändert
oder in der Form der von ihm angefertigten Muster
Nr. 0 337, Nr. 0 316 und Nr. 0 338 herzustellen,
zu veräußern oder zu Werbezwecken vorzulegen.

II, Es wird festgestellt, daß der Beklagte verpflich­
tet ist, dem Kläger jeglichen Sohaden zu ersetzen, 
der ihm aus der Herstellung und Verwertung der un­
ter I. genannten Spitzen durch den Beklagten be-«

• reits entstanden ist oder künftig noch entsteht.
III. Über sämtliche Verkäufe von Spitzen der unter I. 

genannten Art hat der Beklagte dem Kläger unter 
Vorlegung einer geordneten Aufstellung Auskunft 
zu erteilen, die folgende Angaben enthalten muß:

a) die einzelnen Abnehmer und deren Anschriften
b) die Art und Menge der abgesetaten Ware;
o) die Lieferzeit;
d) den im Einzelfall erzielten Verkaufserlös.

IV. Im-Übrigen wird die Klage abgewiesen, soweit sie 
nicht den Zahlungsanspruch betrifft.

V, Die Entschöidung über die Kosten, auch des Revi­
sionsverfahrens, bleibt dem Schlußurteil Vorbehal­
ten.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Ser Kläger 1st seit Jahrzehnten Inhaber einer
Spitz
dete
in der er gleichartige Artikel herstellt wie der Kläger«
Ser Beklagte übernahm im August und Anfang September 1953 
für den Kläger die Herstellung von luftspitzen und Madeira- 
Stickereien im Iiohnverfahren« Sie vom Beklagten hergestell­
te Ware wollte der Kläger in Deutschland absetzen. Ser Klä­
ger überließ dem Beklagten zur Ausführung der Aufträge 
Stickvorlagen (sogenannte Kartons) von Spitzenmustern, die 
er in seinem Betrieb herstellte, sowie die zur Fabrikation 
notwendigen Punchrollen. Sem Beklagten wurden vom Kläger ' 
u.a. die folgenden Sessins zur Verfügung gestellt:

a) das Spitzenmuster Hr. 31 332:
Bei diesem Muster handelt es sich um ein ausgesprochenes 
Phantasiemuster, dessen Grundfigur eine Art Muschel bildet, 
die teils horizontalr teils vertikal verarbeitet ist. In­
folge seiner besonderen Gestaltungsform ist das Muster 
nicht teilbar«

b) das Spitzenmuster Nr. 31 770:
Es ist ebenfalls ein Phantasiemuster, dessen Grundelement 
.eine, mehrfach geschlängelte, teilweise verstärkte Linie dar­
stellt. die netzartig verbreitert ist. Sieselbe Figur is* 
in einer zweiten Beihe umgekehrt verarbeitet« Das Muster ist 
nicht teilbar.

c) das Spitzenmuster Hr. 32 559:
Es ist ein aus Blättern und Blüten zusammengesetztes Phan­
tasiemuster. Sie Gestaltung dieses Musters läßt eine Tei­
lung gleichfalls nicht zu«



- 4 -

d) das Spitzenmuster Hr. 32 934:
Es stellt ein flügelartiges Gebilde dar, das blattförmig 
ausgestaltet ist, an dessen Grund sich ein weiteres Blatt 
mit einer dreiteiligen Rosette befindet. Bas Muster be­
ruht gleichfalls nicht auf einer Vorlage aus der Natur, 
so daß es als Fhantasiemuster anzusehen ist.

Sämtliche genannten Muster sind beim eidgenössischen 
Amt für geistiges Eigentum in B ( H  als Geschmacksmuster, 
hinterlegt. Eine Hinterlegung der Muster gemäß Artikel 1 
des Haager Abkommens vom.6. November 1925 in der Fassung 
vom 2. Juni 1934 (RGBl 37, II S. 6.17) hat jedoch nicht 
stattgefunden.

Nachdem der Beklagte zunächst verschiedene Herstel­
lungsaufträge für den Kläger äusgeführt hatte, kam es Ende 
1953 zwischen den Parteien zu Streitigkeiten wegen der Höhe 
des Sticklohnes. Im Februar 1954 wurden die Vertragsbe­
ziehungen der Parteien endgültig abgebrochen.

Bie Klage stützt der Kläger auf eine unzulässige Nack- 
abmung seiner Spitzenmuster Nr. 31 332, Nr. 31 770. Nr.
32 559 und Nr. 32 934 durch den Beklagten. Ber Kläger hat 
beantragt, zu erkennen:

1. ) Ber Beklagte hat es zur Vermeidung «von Geld- und
Haftstrafen für jeden Fall der Zuwiderhandlung zu 
unterlassen,•nach den Mustern Nr. 31 770, 32 559*
32 934 und 31 332 des.Klägers im Original wie auch 
mit kleinen Abänderungen zu sticken, nach diesen 

. Vorlagen original oder mit kleinen Abänderungen 
hergestellte Spitzen zu veräußern, oder zu Werbe­
zwecken vorzulegen.

2. ) Es wird festgestellt, daß der Beklagte verpflichte*!
ist, dem Kläger jeden ihm durch Nachsticken der vor» 
genannten Muster original oder mit kleinen Abände-' 
rungen bereits entstandenen oder künftig noch ent­
stehenden Schaden zu ersetzen.
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3>) Der Beklagte hat dem Kläger Rechnung zu legen durch 
eine geordnete Aufstellung der einzelnen Abnehmer 
unter Angabe ihrer Anschriften, der Lieferzeit, der 
abgenommenen Waren, der aus solchen Verkäufen ein'* 
genommenen Beträge und der noch ausstehenden Beträge 
hinsichtlich aller Verkäufe der unerlaubt nachge­
stickten Muster des Klägers Nr, 31 770, 32 559,
32 934 und 31 332,
evtl«: Der Beklagte hat dem Kläger entsprechend Aus­
kunft' gemäß § 260 BOB zu erteilen, wobei der Beklag­
te im Palle von nicht mit der erforderlichen Sorgfalt 
gemachten Angaben den Offenbarungseid dahin zu lei­
sten hats *

daß er nach bestem Wissen die Angaben 
so vollständig gemacht habe, als er da­
zu imstande sei»

4.).Der Beklagte hat an den Kläger den Schadensersatz­
betrag zu zahlen, der sich aus der Rechnungslegung 
oder der erteilten Auskunft, evtl, auch unter zu­
sätzlicher Schätzung durch das Oericht, ergeben 
wird.

Der Kläger hat zur Begründung seiner Anträge vorge­
tragen *

Die dem Beklagten überlassenen Spiizenmueter stellten 
neue und eigentümliche Erzeugnisse dar, deren Urheber der 
Kläger sei, sie seien von ihm in jahrelanger Arbeit und un­
ter Aufwendung großer Kosten entwickelt worden. Boi der Be­
gründung des Vortragsverhältnisses zwischen den Parteien 
habe der Kläger den Beklagten ausdrücklich darauf hingewie­
sen, daß eile ihm zu überlassenden Vorlagen Eigentum des 
Klägers seien, daß sie nur im Rahmen der erteilten Lohnauf­
träge zugunsten des Klägers benutzt werden dürften und daß 
eine anderweitige Verwertung der 'Vorlagen durch den Beklag­
ten nicht gestattet sei. Hiermit habe sich der Beklagte ein­
verstanden erklärt» Der Beklagte habe jedoch von Anfang an 
die Absicht gehabt, die ihm überlassenen Muster entgegen 
seiner Vertragspflicht für sich zu verwerten, und diese Ab-
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sicht auch tatsächlich ausgeführt« Der Beklagte habe den 
Mustern des Klägers für seine eigene Betriebszwecke teil- 
weise andere Nummern geben lassenf so hätten erhalten: 
das Muster Nr-. 31 332 die Nummer.0 320 bezw. 0 337, das 
Muster Nr. 31 770 die Nummer 0 317, das Muster Nr. 32 559 
die Nummer 0 316 bezw, 0 336, das Muster Nr. 32 934 die 
Nummer 0 338*

Der Kläger ist der Auffassung, daß ihm auf Grund die- 
ses Sachverhaltes ein Unterlassungsanspruch und ein Scha­
densersatzanspruch gegen den Beklagten zustehe, der sich 
auf positive Vertragsverletzung sowie auf die §§ 1,-18 
und 19 ÜWG, §§ 823 Abs. 1 und 2 und 826 BGB stütze.

Der Beklagte hat Klagabweisung beantragt und diesen 
Antrag, wie folgt, begründet:

Bei den von ihm vertriebenen Mustern handele es sich 
nicht um* eine sklavische Nachahmung von Nestern des Klägers, 
der Beklagte habe überhaupt kein Muster nachgeahmt, sondern 
die Muster seiner Kollektion durch einen für ihn arbeiten­
den Zeichner selbst entwerfen lassen. In der Stickereiindu­
strie sei es üblich, daß die Muster verschiedener Firmen 
vielfach dieselben Dessins aufwiesen, darin liege kein Ver­
stoß gegen das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb oder 
gegen die guten Sitten. Der Kläger habe auch die dem Beklag­
ten für die Lohnarbeiten zur Verfügung gestellten Muster 
sämtlich zurttckerhalten.

Das Landgericht hat folgendes Teilurteil erlassen:
I. Der Beklagte hat es bei Vermeidung von Geld­

oder Haftstrafen für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
zu unterlassen,.
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a) nach den Spitzenraustera des Klägers 
Nr,* 31 332, Nr. 31 770, Nr, 32 559 und 
Nr» 32 934f sei. es ohne Abänderung, sei 
es mit teilweiser Abänderung, zu sticken,

b) nach diesen Mustern unabgeändert oder 
mit Abänderungen hergestellte Spitzen zu 
veräußern oder zu Werbezwecken vorzulegen.

II. Es wird festgesteilt, daß der Beklagte verpflich­
tet ist, dem Kläger jeglichen Schaden zu er­
setzen, der demselben aus der Nachahmung und Ver­
wertung der genannten Spitzenmuster Nr. 31 332,
Nr« 31 770, Nr. 32 559 und Nr. .32 934 bereits 
entstanden ist oder künftig noch entstehen wird.

III. Über sämtliche Verkäufe von Spitzen, die von
ihm nach den obigen Mustern des Klägers Nr, 31 332, 
Nr. 31 770, Nr. 32 559 und Nr. 32 934, sei es ohne, 
sei es mit teilweiser Abänderung gestickt wurden, 
hat der Beklagte dem'Kläger durch Vorlage einer 
geordneten Aufstellung Auskunft zu erteilen, die 
folgende Angaben enthalten muß:
a) die einzelnen Abnehmer und deren Anschrift,
b) die Art und Menge der abgesetzten Varen,
c) die Lieferzeit,
d} den im Einzelfall erzielten Verkaufserlös.

IV» Die Kostenentscheidung bleibt dem Endurteil über­
lassen.

(Jegen dieses leilurteil hat der Beklagte unter Aufrechter­
haltung seines Antrages, die Klage abzuweisen. Berufung 
eingelegt. Der Kläger hat Zurückweisung der Berufung bean­
tragt. Bas Berufungsgericht hat das erstinstanzliche Urteil 
dahin abgeändert, daß dem Beklagten nur verboten worden ist, 
"die Spitzenmuster des Klägers Nr. 31 332, Nr. 32 559 und 
Nr» 32 937 nachzuahmen sowie Nachahmungen dieser Muster zu 
veräußern oder zu Werbezwecken'vorzulegen". Die Peststel­
lung der Schadensersatzpflicht und die Verpflichtung des Be­
klagten zur Auskunftserteilung hat das Berufungsgericht 
dieser Passung des Unterlassungsgebptes angeglichen.
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Gegen dieses Urteil hat der Beklagte Revision, der 
Kläger Anschlußrevision eingelegt. Der Beklagte verfolgt 
mit seiner Revision seine Klagabweisungsantrag weiter»
-Der Kläger begehrt die Wiederherstellung des erstinstanz­
lichen Urteils. Hilfsweise beantragt der Kläger, die Ver­
urteilung des Beklagten'nur auszusprechen in bezug auf 
die konkrete 'Verletzungsform, nämlich die identische Nach­
ahmung der Muster Nr. 31 552, Nr. 51 770, Nr. 52 559 und 
Nr. 52 954 des Klägers sowie deren Naohabmung unter teil­
weiser Abänderung, insbesondere in Form der Muster Nr. 0537, 
0316, 0338, 0317 und 0336 des Beklagten*•

EntscheidungsgrUnde8

A) Bas Berufungsgericht hat auf Grund rechtsfehler­
freier BeweisWürdigung festgestellt, daß der Beklagte eich 
dem Kläger gegenüber ausdrücklich verpflichtet hat, die ihn 
von dem Kläger im Rahmen des Lohnstickereivertrages über­
lassenen Unterlagen nicht für eigene Zwecke zu verwerten.
Bei der Prüfung, ob der Beklagte durch die Herstellung und 
Verwertung der angeführten Muster, soweit' sie Abweichungen 
gegenüber den Mustern des Klägers aufweisen, gegen seine 
vertragliche Enthaltungspflicht verstoßen habe, geht das 
Berufungsgericht von Folgendem aus: Nach einer von dem Klägfl] 
angezogenen Äußerung des Verbandes der Hand-fund Maschinen- 
Stickerei-Industrie in N f f ^ v o m  3» September 1954 sei es 
in der Stickereiindustrie üblich, sich fremde Muster zur An-( 
regung dienen zu lassen, wobei die Naohabmung eines: Ätz- 
spitzen-Bessins handelsüblich zulässig sei, wenn das neue 
Muster um mindestens 50 # von der Vorlage abweiche und nicht! 
den Eindruck hinterlasse, daß es sich um eine bewußte Naoh- 

. abmung handelt'. Bieser Handelsbrauch sei gemäß § 346 HGB
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bol der Auslegung der zwischen den Parteien getroffenen 
Vereinbarung zu berücksichtigen. Hieraus folge, daß es 
dem Beklagten durch den lohnstickereivertrag nicht ver­
wehrt sei, sich durch die Muster des Klägers zu eigenen 
Mustern anregen zu lassen. Voraussetzung sei jedoch, daß 
die Muster des Beklagten um mindestens 50 # von den als ■ 
Vorlage benutzten Mustern des Klägers abweichen und nicht' 
den Eindruck einer bewußten Nachbildung hervorrufen.

Als Ergebnis der Beweisaufnahme hat das Berufungsge­
richt weiterhin festgestellt, daß der Beklagte sowohl ori­
ginalgetreue Nachahmungen der Ifcister Nr. 31 332, Nr. 32 559 
und Nr. 32 934 des Klägers für eigene Rechnung verkauft 
als auch abgeänderte Nachbildungen dieser Muster des Klä­
gers unter neuer Nummernbezeichnung seiner eigenen Muster^ 
Kollektion einverleibt und an seine Kunden für eigene Rech­
nung abgesetzt hat. Hierbei hätten jeweils folgende Muster- 
Nummern des Klägers als Vorlage für die gegenübergestellten 
Muster-Nummern des Beklagten gedient:

Muster des Klägers: 
Nr. 31 332
Nr. 31 «770 
Nr* 32 559 
Nr. 32 934

Must e£  des Beklagten: 
Nr. 0 337 

* Nr. 0 337 
Nr. 0 316 und 0 336
Nr. 0 338

Die. "■ Entscheidung des Rechtsstreits hänge davon ab, ob die 
angegriffenen Muster des Beklagten den nach dem fraglichen 
Handelsbrauch für ihre Zulässigkeit maßgebenden Abweiohungs- 
grad von den fraglichen Mustern des Klägers aufweisen.

Dies hat das Berufungsgericht für die Muster Nr. 0 337 •> 
0 316 und 0 338 des Beklagten verneint. Es kommt auf Grund
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.r
einer Vergleichung der beiderseitigen Muster in ÜbereinstifcJ 
raung mit dem gerichtlichen Sachverständigen zu dem Ergeb­
nis, daß diese Muster des Beklagten nur ganz unwesentlich 
in der Einzelausführung von den als Vorbild genommenen Mu­
stern des Klägers abweichen, wobei die Abänderungen wohl 
vor aliem vorgenommen worden seien, um die Teilbarkeit 
der Muster des Beklagten zu erreichen. Hach dem Gesamtem- 
druck stellten diese Muster eine 90 j£-ige Nachbildung dar.

Dagegen bestehe zwischen dem Muster Nr. 32559 des 
Klägers und dem als weitere Verletzungsform angegriffenen 
Muster Nr. O336 des Beklagten keine wesentliche Überein­
stimmung. Das .gleiche gelte für das Muster Nr. 0317 des 
Beklagten, das nach dein Muster ITr. 31770 des Klägers ge­
schaffen worden sei. Hier könnte aus der Übernahme der 
Blattstichpartien für sich allein nicht auf eine unzuläs­
sige Nachahmung geschlossen werden, da solche Partien 
auch bei anderen Mustern vorkämen. Im übrigen aber unter­
scheide sich das,angegriffene Muster des Beklagten in Li­
nienführung und Rapportierung von dem'Muster Nr. 31770 
des Klägers.

Das Berufungsgericht hat auf Grund dieses Musterver­
gleichs das Klagbegehren aus dem Gesichtspunkt der posi­
tiven Vertragsverletzung wie auch aus §§ 1, fÖ UWG für 
begründet erachtet, soweit es sich gegen die formgetreue 
Nachahmung der Muster des Klägers Nr. 31332, 32559 und 
32934 sowie deren Abwandlung durch die Muster Nr. 0337,
0316 und 0338 des Beklagten richtet.

Ein Rechtsschutzbedürfnis für die beantragte Fest­
stellung der Schadensersatzpfl'icht trotz der gleichzeitig
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von dem Kläger wegen des bereits eingetretenen Schadens 
erhobenen Leistuhgskiage ‘hat das Berufungsgericht mit der 
Begründung bejaht, os müsse mit der Möglichkeit gerechnet 
werden, daß dem Kläger auch in Zukunft durch das vertrags­
widrige Verhalten des Beklagten noch Schaden entstehen 
werde (ygl. RGZ 58, 57, 60$ BGH vom 28. Oktober 1955 
- I ZH 188/54).

B) Revision des Beklagtent

1. ) Der Beklagte macht in erster Linie geltend, die 
Feststellung des Berufungsgerichts, er habe orij?inalge- 
treue Nachahmungen von Mustern des Klägers hergestellt
und für eigene Zwecke verwertet, entbehre einer ausreichen­
den tatsächlichen Grundlage. Bern kann nicht beigepflichtet 
werden. Bas Berufungsgericht hat diese Feststellung u.a. 
auf die Aussagen der Zeugen und gestützt.

hat ausgesagt, er habe -zu einer Zeit, als der Beklagte 
weitere Lieferungen an den Kläger abgelehnt habe, beobach­
tet, daß in Betrieb des Beklagten das Muster Nr. 32 559 
des Klägers im Original gestickt wurde.. .Ihm sei auch be­
kannt geworden, daß der Beklagte 200 J.Ieter dieses • ; .. 
Musters zur Ausrüstung gegeben habe. Nach den Aussagen 
des Zeugen l ? ^ ^ H ^ h a t  der BeklaCte Restposten der vom 
Kläger in Auftrag.gegebenen Originalwaren an eigene Kun­
den verkauft. Es liegt im Rahmen freier' tatrichterlicher 
Würdigung, die der Nachprüfung in der Revisionsinstanz ent­
zogen ist, wenn das Berufungsgericht auf Grund dieser Zeu-

* «
genaussagen den Beweis- für die Herstellung und Verwertung
originalgetreuer Nachahmungen durch den Beklagten als er-

» '

bracht angesehen hat«:

2. ) Aber auch der weitere,Revisionsangriff des Beklag­
ten, das Berufungsgericht habe die Frage, ob die beanstande-
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ton Muster des Beklagten um mehr- als 50 c£ von den Mu­
stern des Klägers abweichen, nicht eigenverantwortlich 
geprüft, sondern kritiklos die Meinung des Sachverständi­
gen über-diese vom Gericht zu entscheidende Reohtsfrage 
übernommen, ist unbegründet. Bas Berufungsgericht hat 
sich eingehend mit den einzelnen Merkmalen wie auch mit 
dem Gesamteindruck der miteinander zu vergleichenden Mu­
ster auscinandergesetzt. Wenn es sodann abschließend zu 
dem Ergebnis gelangt, daß die Stellungnahme des Sachver­
ständigen dem eigenen Eindruck entspreche, den das Ge­
richt aus einem Vergleich der Muster gewonnen habe, so 
ist nicht verständlich, wie angesichts dieser Darlegun­
gen der Vorwurf erhoben werden kann, das Berufungsgericht 
habe sich einer eigenen Meinungsbildung enthalten und sich 
zu Unrecht” auch in rechtlichen Prägen an das Gutachten des 
Sachverständigen für gebunden gehalten.

Im übrigen ergibt ein Vergleich der fraglichen Muster 
der Parteien, daß die Muster des Beklagten, die das Beru­
fungsgericht für unzulässig erachtet hat, nahezu formge­
treue Rachbildungen der entsprechenden Muster des Klägers 
darstcllen. Die geringfügigen Abänderungen kleinerer Par­
tien, durch die, im Gegensatz zu den klägerlschen Mustern, 
die Teilbarkeit der Spitzen des Beklagten erreicht wurde, 
können nur bei Anwendung besonderer Aufmerksamkeit wahrge­
nommen werden und ändern- nichts daran, daß der charakteri­
stische Gosamteindruck der gleiche bleibt. Damit aber ver-‘ 
mittoln die fraglichen, nach dem Vorbild der Muster des KlS-i 
gers geschaffenen Spitzen des Beklagten den Eindruck der be-|
wußten Nachahmung.. Der Beklagte verstieß somit durch Her-

♦ , * »

Stellung und Verwertung dieser Spitzen für seine eigenen 
Geschäftszwecke gegen seine, dem Kläger gegenüber übemom- 
menen Vertragspflichten, und zwar unabhängig davon, wie
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hoch im einzelnen der Ähnlichkeitsgehalt seiner Nachahmun­
gen in Prozentsätzen nach dem Handelsbrauch zu bewerten 
ist, den das Berufungsgericht als maßgeblich für Inhalt und 
Umfang der vertraglichen Enthaltungspflicht des Beklagten 
erachtet hat.

Da hiernach die Beurteilung des Beklagten hinsichtlich, 
der angeführten Küster aus' dem Gesichtspunkt der positiven 
Vertragsverletzung gemäß § 276 BGB gerechtfertigt ist (BGHZ 
16, 4, 11 - Manteimodell), bedarf es keiner Prüfung, ob das 
Berufungsgericht in dem Verhalten des Beklagten auch zu 
Hecht einen Verstoß gegen § 1 tnSG erblickt hat.

3.) Auch soweit sich der Beklagte gegen die.Art und 
den Umfang seiner Verurteilung zur Auskunfterteilung wen­
det, kann seine Revision keinen Erfolg haben. Der Beklag­
te beanstandet in diesem Zusammenhang in erster Binie die
ihm auferlegte Angabe der Lieferzeiten; diese Verurteilung»
sei unbegründet, weil der Kläger einer solchen Angabe zur 
Berechnung seines Schadens nicht bedürfe. Dieser Angriff 
verkennt, daß die Auskunfterteilung nicht allein der Ermitt­
lung der Schadenshöhe dienen soll, die fraglichen Angaben 
vielmehr auch eine Nachprüfung der Richtigkeit der erteil­
ten Auskunft ermöglichen sollen, um dem Auskunftberechtigten 
gegebenenfalls den TTeg des § 260 Abs. 2 BGB zu eröffnen.
Dies aber rechtfertigt das.Verlangen des Klägers nach An­
gabe der Lieferzeiten.

Aber auch soweit die Revision geltend macht, das Beru­
fungsgericht habe den Beklagten nicht verurteilen dürfen, 
die fraglichen Mitteilungen dem_Klä£er zu machen, zu dem 
er in einem unmittelbaren YTettbewerbsverhältnis stehe,
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sondera hätte ihm gestatten müssen; seine Abnehmer und die 
Lieferzeiten einen zur Verschwiegenheit verpflichteten Wirt-' 
schaftsprüfcr mitzuteilen, kann ihr nicht beigepflichtet 
werden. Zwar ist der Revision zuzugeben, daß es rechtlich 
nicht unbedenklich ist, wenn das Berufungsgericht die Ver­
urteilung zu einer so gestalteten Auskunfterteilung mit 
der Begründung abgelchnt, es fehle an einem entsprechenden 
Antrag des Klägers bzw. Angobot des Beklagten. Auch ohne 
solche Erklärungen der Parteien hätte das Berufungsge­
richt dem Beklagten, der sich u.a. auch gegen die Art der 
von ihm verlangten Auskunftorteilung gewehrt hatte, jeden­
falls wahlweise die Befugnis einräumen müssen, seiner Aus- 
kunftvcrpflichtung in der erörterten Weise nachzukommen, 
wenn es eine Mitteilung der fraglichen Tatsachen an einen 
neutralen Wirtschaftsprüfer im Streitfall für ausreichend 
erachtete, den berechtigten Interesse des Klägers an, einer 
Nachprüfung der Auskunft Genüge zu tun (vgl. für den Rech­
nungslegungsanspruch im Patentrecht BGH GRUR 1957, 336). 
Gleichwohl kann auch dieser Revisionsangriff nicht zu einer 
Abänderung des angefochtenen Urteils führen% denn der Um­
fang der A.uskunftspflicht, dio der allgemeinen Regelung 
des § 242 BGB untersteht, ist stets unter billiger Abwä­
gung der Interessen beider Parteien und unter Berücksichti­
gung der besonderen Umstände des Einzelfalles abzugrenzen. . 
Im Streitfall ist aber angesichts- dos groben Vertrauens­
bruches des Beklagten, der vorsätzlich einer dem Kläger 
gegenüber ausdrücklich übernommenen VertrAgspflicht zuwider- 
gehandelt hat, im besonderen Maße ein schutzwürdiges Inter­
esse des Klägers anzuerkennen, die Lieferangaben des Be­
klagten auf das genaueste überprüfen zu können. Demgegen- 

' über hat bei den Besonderheiten' des Streitfalles das Interr 
esse des Beklagten an einer Geheimhaltung seiner Kundenbe$i*i
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hungen zurückzutreten. Deshalb stellt das Verlangen des 
Klägers, daß die fraglichen Angäben ihn selbst gemacht 
werden, keinen Verstoß gegen Treu und glauben dar; denn 
dem Kläger wird die Aufdeckung etwaiger Unrichtigkeiten 
in den Angaben des Beklagten erleichtert, wenn er unmit­
telbar Kenntnis von den Abnehmer- und Lieferzeiten des Be­
klagten erhält und nicht-auf Rückfragen bei- einem Wirt­
schaftsprüfer angewiesen' ist.

0) Anschlußrevision des Klägers?

Die Revision bemängelt es als rechtsirrig, daß das 
Berufungsgericht die. Spitzen Nr. 0 317 und 1fr. 0 336 des 
Beklagten nicht als gegen den Lohnstickereivertrag verstoßen­
de Nachahmungen der Muster Nr. 31 770 und Nr. 32 559 des Klä­
gers gewertet hat.

1.) Zu Unrecht meint die Revision des Klägers, die 
Unzulässigkeit der Herstellung und Verwertung dieser 
Spitzen für eigene Zwecke des Beklagten folge bereits aus 
§ 18 UWG, weil der Beklagte diese Spitzen auf Grund von 
Vorlagen geschaffen habe, die ihm im Rahmen des Lohnstickerei­
vertrages anvertraut worden seien. Ein Verstoß gegen § 18 UWG 
könnte nur angenommen werden, wenn der Klüger den Nachweis 
erbracht hätte, daß sich der Beklagte für die Anfertigung 
dieser Spitzen Vorlagen des Klägers bedient hätte, die 
im Zeitpunkt ihrer Benutzung.durch den Beklagten nicht 
der Allgemeinheit zugänglich waren. Denn wird eine zunächst 
"anvortrautc" Vorlage späterhin offenkundig, so kann sie 
von diesem Zeitpunkt an nicht mehr als anvertraut im Sinne 
des §.18 UWG gelten (BGHZ 17, 41, 52 - Kokillenguß; RG 
GHOR 1942, 356; RGZ 85, 384, 386). Soweit der Beklagte 
für seine Muster die Original-Spitze des Klägers zum Vor-
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bild genommen hat, wurde dies einen Verstoß gegen § 18 
UWG hiernach nur begründen, wenn diese Spitze zu dem maß­
geblichen Zeitpunkt noch nicht als Ware in den Verkehr ge­
langt gewesen wäre« Wies aber hat der Klüger weder behaup­
tet noch unter Beweis gestellt«

Nun kann zwar auch bei der Nachahmung an sich bekann­
ter Erzeugnisse die ^sbeuinnige f remde r _ Ü 0 &  Tat­
bestand des.§ 18, UWG erfüllen (Urteil des Senats vom 16. MäxjL 
1956, I ZR 162/54? RG Mu\7.1910, 550; RGZ 83, 384). Das an- 
gefochtene Urteil enthält jedoch keine Feststellung in der ' 
Richtung, daß etwa der Beklagte bei der Herstellung seiner Sj£-. 
zenmustendie ihm vom Klüger überlassenen Zeichnungen oder 
Bunchrollen verwendet hätte. Der Zeuge der im
Auftrag der Beklagten die fraglichen' Muster entworfen hat, 
hat ausgosagt, daß er als Unterlagen für seine Zeichnungen 
nur die Original-Stickereien des Klägers, nicht aber die 
Schablonen als Vorlage erhalten habe. Nur hinsichtlich des 
Dessins Nr. 32 559 hat dieser Zeuge die Möglichkeit einge- 
rüurat, daß ihm außer der Original-Stickerei auch die Schablone 
zur Verfügung gestellt worden sei. Da weitere Beweise zu 
dieser Frage nicht erhoben worden sind, der Kläger auch 
nicht das übergehen eines Beweisantrages rügt, muß in der 
Revisionsinstanz zu Gunsten des Beklagten davon ausgegan­
gen werden,, daß als Unterlage für die Herstellung der 
Muster Nr. 0317 und ITr- 0336 des Beklagten allein die 
Original-Spitzen des Klägers gedient haben, und zwar in 
einem Zeitpunkt,, als diese Spitzen des Klägers bereits 
der Allgemeinheit zugänglich gemacht worden waren. Damil; 
aber scheidet eine Anwendung von § .18 UWG auf deft Streitfall^ 
aus.
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2.) Die Revision' des Klägers macht'weiterhin geltend, 
das Berufungsgericht hätte die vom Beklagten abgegebeneEr­
klärung, daß er die ihm vom Kläger zu Überlassenden Muster 
nicht für eigene Zwecke verwerten werde, gemäß § 133 BGB 
dahin auslegcn müssen, daß er diese Muster überhaupt nicht; 
und zwar in keiner Form, für die Herstellung eigener Muster 
benutzen dürfe. Dies ergebe sich aus dem besonderen Vertrauens 
Verhältnis, das durch einen Lohnstickerei-Vertrag begründet 
werde. Das Berufungsgericht habe bei seiner Vertragsausle­
gung nicht berücksichtigt, daß sich die Auskunft des Sticke­
rei-Verbandes in H ^ p p v o m  3« September 1954 nicht auf das 
Verhältnis zwischen dem Lohnsticker und seinem Auftragge­
ber beziehe. Auf dieses Verhältnis könnten aber für die Be­
urteilung der Frage, ob eine unzulässige Nachbildung vor­
liege, nicht dio gleichen Grundsätze angewendet werden, 
die für die Rechtslage zwischen Wettbewerbern maßgebend 
seien, die in keinem Vertragsverhältnis zueinander ständen. 
Diesen Unterschied habe das Berufungsgericht unter Verlet­
zung von § 286 ZK) nicht beachtet. , •

Es ist der Anschlußrevision des Klägers zuzugeben, daß 
aus der fraglichen Auskunft des Verbandes der Stickerei- 
Industrie nicht eindeutig hervorgeht, ob die angeführte 
Handelsübung innerhalb der maschinellen Stickerei- und 
Spitzenbranche schlechthin Gültigkeit hat, oder ob sie 
nur für die Abgrenzung des wettbewerblich Zulässigen außer­
halb von Vertragsverhältnissen bedeutsam ist. Auch läßt die 
Auskunft nicht erkennen, ob sie sich auch auf Spitzen ohne 
besondere Eigenart bezieht, oder ob sie'nur .solche Erzeug­
nisse im Auge hat, die die für einen Gesohmacksmusterschutz 
erforderliche Eigentümlichkeit aufweisen.. Es kommt hinzu, 
daß mit der Festlegung einer nach Prozentsätzen berechne­
ten Abweichungsgrenze für die Frage der Zulässigkeit von
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Nachbildungen'wenig gewonnen ist. solange offen bleibt, 
nach welchen Merkmalen (Stichzahl, Veränderung der ein­
zelnen Motive u. dgl.) dieser Prozentsatz errechnet werden 
soll.

• Es bedarf aber im Streitfälle keiner Aufklärung die­
ser auf tatsächlichem Gebiet liegenden Prägen,.weil die 
Klagabweisung hinsichtlich der Muster Nr. 0 317 und 0 336 
des Beklagten auch dann gerechtfertigt ist, wenn zu Gunsten 
.des Klägers unterstellt wird, dem fraglichen Handelsbrauch 
sei für das Vertragsverhältiiis der Parteien keine Bedeu­
tung beizunessen. Denn auch in diesen Palle bedarf die 
von dem Beklagten Übernommene Verpflichtung, die ihm von 
dem Kläger Überlassenen Muster nicht für eigene Zwecke zu 
verwerten, der Auslegung. .Nach dem Sinn und Zweck dieser 
Vereinbarung, den Kläger davor zu schützen, daß der Beklagte 
nicht wider 2reu und Glauben seinen eigenen Wettbewerb auf 
die ihn vom Kläger überlassenen Unterlagen aufbaut und da­
mit stürend in die Wettbewerbslage dps Klägers oingreift, 
ist dem Beklagten nicht nur.die Herstellung und der Ver­
trieb f prm£etreuer Nachbildungen untersagt. Der Beklagte 
verstößt vielmehr auch dann gegen seine vertragliche Untcr- 
lassungspflicht, wenn er Spitzen hörsteilt und für eigene 
Rechnung vertreibt, die zwar Abweichungen von den Mustern 
des Klägers aufwoisen, gleichwohl aber deron^charalctoriatisclic 
Formgebung in einer T7eiso übernehmen, daß sie nach der Ver­
kehr sauf fas sung nit den Mustern des Klägers vorwochslungs­
fähig sind oder doch eine so starke Ähnlichkeit mit ihnen 
zeigen, • daß sic mustermäßig von den in Betracht kommende»; 
Abnehmerkreisen als den Auftragsnustcm dos Klägers gleich­
artig gewertet werden. ..Andererseits geht aber entgegen der 
Auffassung der Anschlußrovision die Unterlasoungsvcrpflich- 
t\mg des Beklagten nicht so weit,.daß er auch nach Beendi-
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gung des Vertragsverhalfcnisses an jedweder Anlehnung an 
Einzelmotive der Küster des Klägers gehindert wäre. Ins­
besondere kann dies nicht für solche neue Küster des Be­
klagten gelten, die nach ihrem Gesaratoindruck keine ins«
Gewicht fallende Übereinstimmung mit den Erzeugnissen des 
Klägers aufweisen und deshalb nach Auffassung beteiligter 
Verkehrskreise nicht als wesensgleich oder doch in auffal­
lender Weise artverwandt mit den Spitzen des Klägers ange­
sehen werden. Angesichts der Rille von Stickereimotiven, 
die im Böhmen der ständig wechselnden Mode in. zahlreichen 
Küstern verschiedenster Hersteller laufend wiederkehroh, 
und der begrenzten technischen Möglichkeiten für die Her­
stellung solcher Muster, würde eine derart weitgehende Un- 
terlassungspflicht.die wettbewerbliche Stellung des Beklag­
ten in einer Weise cinschränken, wie sie durch das an sich 
berechtigte Interesse des Klägers, eine Störung seiner Ab­
satzmöglichkeiten durch gleichartige Erzeugnisse des Be­
klagten zu verhindern, nicht geboten ist« Hach Treu und 
Glauben ist das vertragliche Vorwendungsverbot vielmehr 
sinngemäß dahin auaculcgen, daß den Beklagten nur eine 
solche Anlehnung an die Küster des Klägers bei der Herstel­
lung eigener Muster verwehrt ist, bei der die Älmlichkeit 
zu dem Vorbild so weit geht, daß diese Anlehnung, wenn ein 
Goschmacksmusterschutz bestehen wurde, aus dem Rechtsge- 
danken der Nachbildung (§ 1 GoechmMG), vom wettbewerbli­
chen Blickpunkt aber wegen einer VorwechBlurigsf ähiglceit 
der 'Spitzen untersagt wäre.- Mit dieser Auslegung der frag­
lichen Vereinbarung stimmt überein, daß der Kläger in den 
Tatoachenihstanzen selbst nicht die Auffassung vertreten 
hat, der Beklagte wäre an jeder -Anlehnung an,seine Muster 
auch bei einer weitgehenden Voränderung ihres Gesamtein­
drucks gehindert, sondern zur Stützung seines Klaghegehrens
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für die Frage des Schutzbereiches seiner Lluster ausdrück­
lich auf das Gutachten des Stickereiverbandes in 
Bezug genommen'hat.

Ein.Vergleich der Munter des Beklagten ITr. 0 317 
und 0 336 mit den Mustern dos Klägers Nr. 31 770 bezw,
Nr. 32 559 ergibt nun aber, daß die angegriffenen Muster 
des Beklagten trotz einer gewissen Übereinstimmung in 
Einzelmotiven nach ihrem Gesamteindruck derart verschie­
den von den fraglichen Huntern des Klägers sind, daß eine 
Verwechslungsgefahr-in dem gekennzeichneten Sinn der ffa- 
renverwechslung - ausscheidet, bei einer sinngemäßen An­
wendung der Grundsätze des Gcschmacksmusterrechtes aber 
von einer nach § 4 Geschmacksmustergesetz zulässigen freien
Benutzung einzelner Motive zur Herstellung eines neuen\
Musters auszugehen wäre, was der Annahme einer unerlaubten
Nachbildung im Sinne von ■§ 1 Gcschmacksmus cergeoetz ent-
gegenstchen wUrde. Da durch diese Muster des Beklagten,
die sich in ihrer charakteristischen Gestaltungsform eindeutig!

. von den Mustern des Klägers unterscheiden, die wcttbowerbliche|
Stellung des Klägers nicht ernsthaft gefährdet wird, karn der

*

Kläger weder aus vertraglichen noch wettbeworbsreclitlichen GH 
sichtspunkten ein Verbot der Herstellung und des Vertriebes 
dieser Muster des Beklagten verlangen.

D) Hiernach konnte in der Sache weder die Revision des
Beklagten noch die Anschlußrevision des Klägers Erfolg haben,< ‘
beide Rechtsmittel waren vielmehr als unbegründet zurückzu­
weisen.

Zu Recht beanstanden jedoch beide Parteien, daß der 
Tenor-des angefochtenen Urteils,der hinsichtlich der Ver­
letzungsform allein auf dom Eegriff "Nachahmung” abstollt, 
zu unbestimmt und allgemein gefaßt ist. Zwar ergibt sich
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aus den Urteilsgründen, die zur.Auslegung des Urteilstenors 
heranzuziehon sind (BGH 1OT 1951, 837), daß durch diesen 
Tenor weder, wie der Kläger meint, nur unveränderte Fach­
bildungen erfaßt werden, noch, wie der Beklagte geltend 
macht, ein generelles Nachahmungsverbot, unabhängig von 
dem Ausmaß der jeweiligen Veränderung der Muster, verhängt 
wird. Richtig ist jedoch, daß der ürteilstenor als solcher 
in der vorliegenden Fassung mangels einer näheren Konkre­
tisierung, was als "Nachahmung" anzusehen ist, nicht ein­
deutig genug und deshalb einer Vollstreckung nicht fähig 
ist. Im Grundsatz kann sich ein Unterlassungsantrag stets 
nur gegen die konkrete.Verletzungsforra richten (BGH GRUR 
1954, 70 - Rohrbogenj 1954, 123 - Auto-Fox; 1954, 331 
- Alpa). Bei der Vielfalt der Möglichkeiten, durch Abän­
derung von einzelnen Motiven die charakteristische Ge­
staltungsform eines Spitzenmusters zu verändern, läßt sich 
auch von vornherein gar nicht absehen, durch welche Abwand­
lungen sich der Beklagte dem Wirkungsbereich des Urteils 
entziehen könnte. Die Beurteilung dieser Frage aber kann 
für neue Muster, die nicht Gegenstand des vorliegenden 
Rechtsstreits sind, nicht schlechthin der Vollstrockungs- 
instanz überlassen bleiben. Bei der Neufassung der Urteils­
formel war deshalb auf die im vorliegenden Rechtsstreit an­
gegriffenen Verlotzungsformen abzustellen. Es ist eine Frage 
der Auslegung dieses Urtcilstenors, inwieweit sich seine 
Rechtskraft auch auf unbedeutende Abweichungen in der Form­
gestaltung von Spitzen erstreckt, die ihrem Wesen nach 
den beanstandeten Verlotzungsformen gleichen (RG GRUR 
1936, 889} HGZ 147, 31? BGHZ 5, 189? BGH'GRUR 1954, 70 - 
Rohrbogen). Bei dieser Neufassung der Urteilsformel han­
delt es sich nicht um eine sachlich-rechtliche Abänderung 
der angefochtenen Entscheidung, sondern nur um eine Anpas-
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sung des Tenors an diejenigen Verlotzungstatbcstünde,. 
mit denen sich das Berufungsgericht nach der Begrün­
dung des angefochtenen Urteils allein auseinanderge­
setzt hat.

Die Kostenentscheidung war dem Schlußurteil vorzube­
halten.

Wilde Krüger-Ui eland Nastelski
Christoph Spreng


